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NZZ amSontag:Man nennt Sie den Vater des
Euro. Andere reden vom Architekten oder
auch vom Namensgeber.

TheoWaigel:Der Euro hat viele Väter und
Mütter. Aber Namensgeber, das stimmt.

Als Sie im April 1989 Finanzminister Deutsch-
lands wurden, existierte noch die Mark. Nur
auf dem Papier gab es den Plan für eine euro-
päische Währung, unter dem Namen Ecu.
Die Franzosen hätten Ecu akzeptiert. Für

sie war das nicht die Abkürzung von «Euro-
pean Currency Unit», sondern eineMünze
aus demMittelalter. Aber die Deutschen
hätte ich davon nicht überzeugen können.
Meine erste Ideewar dann Franken.

Hatten Sie die Schweiz um Erlaubnis gefragt?
Nein! Das wäre wohl nicht notwendig

gewesen. Ich habe gedacht, dass das für
Frankreich interessant sein könnte. Doch der
Name scheiterte an den Spaniern. Dort hätte
dieWährung dann Franco geheissen, und
das ging gar nicht. Dann kammir die Idee:

«MeineersteIdee
warFranken»

Warumnicht Euro? Damit bin ich zu Kanzler
Helmut Kohl gegangen. Der sagte: «Das wird
schwierig, aber versuch’smal.» So bin ich
1995 zumGipfel nachMadrid, an demwir
den Namen derWährung festlegten.

Wie muss man sich das vorstellen?
Daswar ein Hin undHer. Der französische

Premierminister Jacques Chirac schlug eine
Volksabstimmung vor. Doch Kohl antwortete
ihm: «Überleg dir das!Wenn es in Europa 60
Millionen Stimmen für ‹Euromark› gibt und
40Millionen für ‹Eurofranc›, wasmachen
wir dann?» AmEnde beschlossenwir den
Namen Euro, einstimmig.

Die NZZ schrieb, der Waigel-Euro sei ein
Schönwetterprodukt und nicht krisenresistent.
Der Eurowird länger bestehen als die

«Neue Zürcher Zeitung». Und nein, eine
Schönwetterwährung ist er nicht.

Der Euro hat also keine Konstruktionsfehler?
Nein, aber Erziehungsfehler.

Zum Beispiel?
Die Aufweichung des Stabilitätspaktes von

1996. Er schreibt die Idee der nachhaltigen
Finanzpolitik fest. Das heisst: Nicht nur die
Regel einhalten, das Haushaltsdefizit auf
maximal 3 Prozent zu begrenzen, sondern
mittelfristig ausgeglichene Haushalte vor-
legen – und langfristig sogar Überschüsse.
Sonst würde die nächste Generation unzu-
mutbar belastet. Das Problemwar, dass
Deutschland selbst den Pakt verletzte.

Die Euro-Länder müssten auch die öffentliche
Verschuldung auf 60 Prozent der Wirtschafts-
leistung begrenzen. Doch die Mehrheit hält
sich nicht daran. Sie beachten also die Regeln
nicht, die sie sich selbst gegeben haben.
Das stimmt zumTeil. Sie dürfen nicht

vergessen, dass die Finanzkrise von 2008 bis
2012 die Finanzpolitik kräftig durcheinan-
dergewirbelt hat.

In derselben Krise hatten die Nicht-EU-Länder
Schweiz und Norwegen ausgeglichene Budgets.

TheoWaigel,MitbegründerundNamensgeberdesEuro, überdenZustandderEU,
denErfolg vonProtestparteienwiedieAfD–undChurchills ZürcherRede
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EinMann, eineWäh­
rung: TheoWaigel,
Ehrenvorsitzender
der CSU und ehe­
maliger deutscher
Finanzminister.
(München, 9. 9. 2016)

Das lässt sich nicht ohneweiteres verglei-
chen. Norwegen verfügt über Öl. Die Schweiz
hat eine andere Geschichte und eine andere
Tradition. Ausserdemwar da noch die deut-
scheWiedervereinigung – eine Belastung,
die Länder wie die Schweiz oder Norwegen
nicht tragenmussten. Und trotzdem steht
Deutschland heute finanzpolitisch gut da.

Die Wiedervereinigung 1990 führte zwei
unterschiedliche Wirtschaftsräume unter
einer starken Währung, der DM, zusammen.
In Ostdeutschland folgen Massenarbeitslosig-
keit und Abwanderung. Hat sich mit dem Euro
in Südeuropa nicht das Gleiche wiederholt?
Das kannman nicht vergleichen. Die Par-

allelität stimmt nicht. Die DDRwar absolut
am Ende. Die Sowjetunionwar nichtmehr
bereit, die DDR zu subventionieren. Deren
Chefvolkswirt hatte damals gewarnt, dass
das Land in einem Jahr seine Auslandsschul-
den nichtmehr bedienen könne.

Der Kollaps wäre also ohnehin gekommen?
Die letzte kommunistische Regierung der

DDRwusste, dass sie den Lebensstandard
um 25 bis 30 Prozent senkenmusste. Das
Regime hätte nurmit der Hilfe von sowjeti-
schen Panzern überleben können. Der letzte
sowjetische RegierungschefMichail Gorba-
tschow hat die Panzer aber nicht zur Verfü-
gung gestellt. Das ist seine grosse Leistung.
Hier sehen Sie ihn übrigens! (Waigel weist auf
die prominent in seinem Büro placierte Foto,
welche ihn mit Gorbatschow zeigt.)

Es ging sehr schnell. Im November 1989 fiel die
Mauer. Im Oktober 1990 war Deutschland
bereits wiedervereinigt.
Es bestand nur ein kurzes Zeitfenster.

Wenn Sie einen Ökonomen in der Studier-
stube gefragt hätten, hätte der gesagt:Wir
brauchen bis zu 8 Jahre, um in einem
Stufenprogramm langsam die Dinge zu
bewegen. Aber die politische Situationwar
anders. Schon 1991 war Gorbatschow nicht
mehr an derMacht.Wirmussten handeln,
undwir haben gehandelt.

Es gab auch im Westen Widerstand gegen die
Wiedervereinigung. Die britische Premier-
ministerin Margaret Thatcher...
Ha! Vor ein paar Jahren sass ichmit Gorba-

tschow in Budapest zusammen. Da hat ermir
erzählt, wie Thatcher und der französische
Präsident FrançoisMitterrand bei ihmwaren
und ihn instrumentalisierenwollten, gegen
dieWiedervereinigung.

War der Euro der Preis für die Wiedervereini-
gung?
Nein! Das ist schlichtweg falsch. Das

behaupten Historiker, die nicht dabei waren.
Ich bin kein Historiker, aber ichwar dabei.
Undwie heisst es so schön: Der Zeitzeuge ist
der Feind des Historikers. Die erste Entschei-
dung für den Euro fiel 1988 auf demEU-Gip-
fel in Hannover. Die Grundzüge der neuen
Währung, bekannt als Delors-Papier, exis-
tierten imMärz 1989.

Das war vor dem Mauerfall.
Dawarman von derWiedervereinigung

nochweit entfernt. Kohl und ich haben aber
die Verhandlungen über die gemeinsame
europäischeWährung nicht abgebrochen,
sondern parallel weitergeführt, deutsche
Einheit und gemeinsame europäischeWäh-
rungspolitik. Das hat dazu geführt, Miss-
trauen in anderen Ländern abzubauen.
Damit habenwir die Angst vor deutschen
Grossmachtträumen genommen.

1946 rief Winston Churchill in Zürich zur
Gründung der «Vereinigten Staaten von
Europa» auf. Halb Europa lag in Trümmern,
und Churchill redete von europäischem Bür-
gerrecht und Bürgersinn. Jetzt will ausgerech-
net Grossbritannien die EU verlassen.
Es ist ein Paradoxon, in der Tat. Churchills

Redewar einfach grossartig. Er selbst for-

TheoWaigel

VonderDMzumEuro

Der Ehrenvorsit-
zende der CSU war
von 1989 bis 1998
Finanzminister
unter Helmut Kohl.
Der Bayer mit den
markanten Augen-
brauen war stets
beliebtes Sujet von
Karikaturen, zumal
er in seiner Amtszeit
gleich zweimal eine
Währungsunion

mitgestaltete: 1990
verschmolz er DM
und DDR-Mark, ein
Meilenstein zur Wie-
dervereinigung. In
den Jahren danach
handelte er die
Architektur des
Euro aus. Der
77-Jährige ist mit
dem früheren Ski-
star Irene Epple
verheiratet. (maz.)
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derte als Oppositionsführermehr europäi-
sche Integration der Briten. Als er 1951
wieder Premierminister wurde, wollte er
davon nichtsmehr wissen. Es ist erstaunlich,
wie viel sich heute davonwiederholt.

Auch vom Euro wollte London nichts wissen.
Dennochwollte Premierminister Tony

Blair in der Euro-Gruppemitbestimmen. Da
sagte ihm der französischeWirtschafts- und
Finanzminister Dominique Strauss-Kahn:
Wenn ein Ehepaar im Schlafzimmer ist, will
es keinen Dritten dabei haben. Ichwar bei
diesemGespräch im kleinen Kreis dabei.
Blair war ziemlich sauer. Abermanmusste
ihm sagen:Man kann nicht gleichzeitig drin
und draussen sein. Dieser Antagonismus,
dabei zu sein, aber nicht im inneren Kern,
das hat die Britenweiter beschäftigt. So ist es
jetzt zumBrexit gekommen.

Der EU-Austritt ist nun in anderen Ländern
Wahlkampfthema, etwa in Österreich oder in
Frankreich. Könnte die EU zerbrechen?
Nein. Es gibtmehr Länder, die in die EU

wollen. Und es gibtmehr Länder, die der
Währungsunion in den nächsten zehn
Jahren beitretenwollen. Aber wenn ein Land
austretenwill, soll es gehen.

Helmut Kohl sagte in einer Regierungserklä-
rung 1992: Ohne politische Union kann es
keine wirtschaftliche Union geben. Wird mit
dem Euro nicht versucht, das Pferd von hinten
aufzuzäumen, indem man die europäische
Einigung über die Währung erreichen will?
Damals inMaastricht gab es auch Ver-

handlungen über eine politische Union. Das
war nicht so erfolgreichwie erhofft. Aber Sie
müssen auch bedenken:Wir arbeiten prak-
tisch seit den 1950er Jahren an derWäh-
rungsunion! Das ist nicht etwas, was erst in
den 1990er Jahren entstanden ist. Und insge-
samt hat sie sich bewährt.

Das kann man aber anders sehen. Stichworte
Euro-Krise, Portugal, Spanien, Irland, Zypern
und Griechenland.
Widerspruch! Diese Krisen sind doch nicht

durch den Euro entstanden! Die Ursachewar
eine falsche Politik in einigen Ländern. Statt
dank niedrigen Zinsen Investitionen zu täti-
gen, haben sie sich Lohn- und Rentenerhö-
hungen genehmigt. Das war zwar schön für
dieMenschen. Die Länder konnten sich das
aber nicht leisten. ImÜbrigen können sich all
diese Staatenwieder am Finanzmarkt bedie-
nen. Nur ein Problem ist geblieben, Grie-
chenland.

Kann man sagen: Beim Euro profitiert Süd-
europa von tiefen Zinsen und Deutschland von
einer künstlich unterbewerteten Währung?
Die ist nicht künstlich tief. Das ergibt sich

aus demMarkt.

Die Industrie in der Schweiz klagt, die Konkur-
renz in Deutschland habe einen Vorteil durch
die schwächere Währung.

DenNachteil hattenwir früher auch. Per-
manent fandenWechselkurskorrekturen
statt. 1995 hattenwir die stärkste DM aller
Zeiten. Der Export brach ein, die Arbeits-
losigkeit ging in die Höhe. Und im nächsten
Jahr, 1996, hatte ich ein Rekorddefizit von
80Milliarden DM. Eine solche Situation
wünsche ich keinemFinanzminister.

Dann sollte auch die Schweiz den Euro haben?
Ich gebe einem stolzen, selbständigen,

demokratischen Land keine Empfehlungen.
Ich habe immer begrüsst, dass die Schweiz
ein Stabilitätspartner ist. Und dass Europa
auch vom föderalen Aufbau der Schweiz viel
lernen könnte.

Trotz Euro hat Europa einen schlechten Ruf.
Die Anti-Euro- und Anti-Ausländer-Partei
Alternative für Deutschland (AfD) erzielt ver-
störend gute Wahlresultate. Ähnliche Tenden-
zen gibt es in ganz Europa.
Es gibt in jedem Land ein Protestpotenzial

von 10 bis 20 Prozent.Wenn sich das entfal-
tet, ist das nicht schön. Ich freuemich dar-
über nicht.Wirmüssen in der Demokratie
mit solchen Dingen leben. Abermanmuss
auch klipp und klar sagen:Mit einer Kraft
wie der AfDwerdenwir nie koalieren.

Sie sind Ehrenvorsitzender der CSU. Diese
Partei macht jetzt Vorschläge, die nach AfD
tönen: Begrenzung der Zuwanderung, Bevor-
zugung christlicher Flüchtlinge. Ist das richtig?
Also ganz sichermussman eines feststel-

len: Das letzte Jahrmit dem grossen Zuzug
ist nicht wiederholbar. Man kann einmal
einen solchen humanitären Akt vollziehen.
Aber dannmussman schon das Geschehen
kontrollieren. Ein Problem letztes Jahr
bestand darin, dass eine Zeit lang ein gewis-
ser Kontrollverlust stattfand.Manwusste
nicht:Wie viele kommen? Sind sie überhaupt
registriert?Woher kommen sie?

Angela Merkel sagte: «Wir schaffen das.»
Die Kanzlerin wäre gut beraten gewesen,

noch etwas hinzuzufügen, nämlichwaswir
schaffen undwie. Das ist unterblieben.

Also fordert die AfD zu Recht eine drastische
Begrenzung der Zuwanderung?
Es kann die eine oder andere Forderung

der AfD geben, die nicht falsch ist. Nur: Der

Grundtenor dieser Partei undwie sich die
Herrschaften geben, das ist völlig inakzepta-
bel. Und es ist schon erstaunlich, dass ein so
zerstrittener Haufenmit so unmöglichen
Führungsfiguren soweit kommt.

Warum hat die AfD dann so viel Zulauf?
Es ist wohl nicht gelungen, den Leuten

klarzumachen, wowir heute stehen. Das ist
auch ein Kommunikationsproblem.

Ist das, was mit der EU passiert, auch ein
Kommunikationsproblem? Mit Brüssel als
Sündenbock für ganz andere Probleme?
Ja, das kannman so sagen. Viele Politiker,

die über europäische Probleme reden,
suchen zunächst alle Schuld in Brüssel. Dann
kommtman zur Erkenntnis: Es gibt zur euro-
päischen Zusammenarbeit keine Alternative.
Auf dieseWeise gewinne ich keineMen-
schen. Ichmuss den Leuten schon sagen,
was diese europäische Gemeinschaft in den
letzten 50 Jahren geleistet hat.

Und was sagen Sie da?
Die EU ist ein Friedensprojekt, wie es das

auf europäischemBoden noch nie gegeben
hat. Sie ist ein Demokratieprojekt, wie es das
noch nie gegeben hat. Fast die Hälfte Euro-
pas war besetzt oder diktatorisch regiert.
Heute existieren dort Demokratien, auch
wenn sie vielleicht unvollkommen sind. Das
ist doch ein gewaltiger Fortschritt. Und ohne
die EU hättenwir die Stabilisierung in Ost-
europa niemals geschafft.

Sie treten in Zürich auf, im Gedenken an Chur-
chill. Haben Sie eine Botschaft zu Europa?
Wirmüssen uns darauf einstellen, dass die

aufstrebenden Länder wie China oder Indien
sich ihrer neuen Grösse bewusst sind. Ent-
weder schaffenwir in Europa gewisse
Gemeinsamkeiten, in der Aussenpolitik und
auch der Sicherheitspolitik. Oder wir sind ein
Spielball der grossenMächte.
Interview: Matthias Knecht

DerEurowird länger
bestehenals die «Neue
Zürcher Zeitung».
Undnein, eine
Schönwetterwährung
ist er nicht.

Churchill-Gedenken inZürich

PodiummitWaigel

Zum 70. Jahrestag von Winston Churchills
historischer Rede an der Universität Zürich
(«Let Europe Arise!») findet am Freitag,
23. September, im «Kaufleuten» ein Podi-
umsgespräch mit Theo Waigel statt. Unter
der Leitung von Stadtrat Filippo Leuten-
egger werden auch teilnehmen: der frühere
österreichische Kanzler Alfred Gusenbauer,
Ständerat Filippo Lombardi, ETH-Rektorin
Sarah Springman und Sunrise-Verwaltungs-
ratspräsident Peter Kurer. Auf dem Müns-
terhof findet anschliessend eine Foto-
Lightshow statt. Mehr unter www.churchill-
in-zurich.ch. (maz.)

Einträchtig standen sie neben-
einander, Deutschlands Kanzle-
rin AngelaMerkel und Frank-
reichs Präsident François Hol-
lande. Ohne Grossbritannien
hatten die übrigen 27 EU-Staaten
in der slowakischenHauptstadt
beraten. Es ging umdie Folgen
des Brexit. Nun präsentierte das
deutsch-französische Duo eine
erste Bilanz: Merkel beschwor
den «Geist von Bratislava»,
Hollande erklärte, «das zerris-
sene Bandmit demBürger»
müsse wiederhergestellt
werden. Die Agenda von Brati-
slava soll es richten.Mehr
Sicherheit, das heisst besserer
Schutz der EU-Aussengrenze
und gemeinsame Verteidigungs-
strukturen,mehr digitaleWirt-
schaft, mehr Anstrengungen im
Kampf gegen Jugendarbeits-
losigkeit. Was aber aussahwie
die Rückkehr von «Merkollande»,
entpuppte sich als Mini-Koali-
tion. Deutschland und Frank-
reich sind innenpolitisch
geschwächt. Und ein anderer
fehlte: Italiens Regierungschef
Matteo Renzi. Der schimpfte
nur: «Zu kleine Schritte.» Die
neue EU in Disunion.
Es zeichnen sich erste Kontu-

ren der neuen Post-Brexit-EU ab.
Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker hatte unter der
Woche verkündet: «Den europäi-
schen Einheitsstaat wird es nicht
geben.» Neue Töne vom ewigen
Optimisten. Die neue EU gibt
sich bescheiden.
Die Sicherheit soll es nun rich-

ten. Nach innen imAntiterror-
Kampf, das nützt Frankreich.
Nach aussen gegen das unge-
nannte Russland, das schmei-
chelt den Osteuropäern. Und der
Aufbruch in die digitaleWirt-
schaft? «Roaming, 5G,WLAN»,
sagteMerkel. Die neue EU
beschränkt sich auf dasMach-
bare und entwickelt einen neuen
Realitätssinn.
Das gilt auch für die Flücht-

lingspolitik. Eine «flexible Soli-
darität» forderten Ungarn, Polen,

Feine Ironieder
Brexit-Geschichte

EU-Gipfel

Tschechien und die Slowakei
in Bratislava. Sprich, wermehr
Beamte für den Grenzschutz
stellt, soll weniger Flüchtlinge
aufnehmenmüssen.Merkel
mochte darin sogar «positive
Ansätze» erkennen. Illegale
Migrationmüsse gestoppt oder
zumindest reduziert werden.
«Der Gipfel hat keine Ergeb-

nisse gebracht», schimpfte
Ungarns Regierungschef Viktor
Orban.Wohl aber erste Hinweise
auf Kleineuropa. Drei Verwer-
fungslinien durchziehen die
Rest-EU. Ein Ost-West-Bruch
entlang der Flüchtlingspolitik,
ein Nord-Süd-Graben entlang
der Euro- und Fiskalpolitik. Und
hoch oben imNorden haben die
Niederlande, Dänemark und
Schwedenmit den Briten ihren
lauten Fürsprecher verloren.
Mittendrin: Deutschland.
Das ZentrumBrüssel aber

wird geschrumpft. Schon der Ort
des Treffens war ein Signal. Und
der Ausflugsdampfer der EU-
Grössen schipperte unter deut-
scher Flagge. Nichtsmit Europa-
fahne. Siebzig Jahre nach
Winston Churchills Europarede
ist der Nationalstaat zurück auf
der EU-Bühne. Die Briten gehen.
Zurück bleibt eine EU, die sich
künftig kräftig beschränkt, mit
schwachem Zentrumund star-
kenMitgliedstaaten. Eine EU,
wie sie sich Grossbritannien
immerwünschte.
Peter Riesbeck, Bratislava

Italiens PremierMatteo Renzi.
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